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Kleine Anfrage 370 

der Abgeordneten Dr. Lindrath, Miller, Schneider (Ham- 
burg) und Genossen 


betr. Regelung von Ansprüchen aus Lebens- und Renten- 
versicherungen bei Versicherungsunternehmen mit 
Sit/ in der sowjetischen Besatzungszone 


Ansprüclie am Lebens- und Rentenversicherungen sind durcli das 
Gesetz zur Regelung von Ansprüchen aus Lebens- und Rentenver- 
sicherungen vom 5. August 1955 (BGBl. I S. 474) geregelt. 

Die öftcntlich-rechtlichen Lebensversicherungsanstalten, die ihren Sitz 
in der sowjetischen Besatzungszone hatten, haben keine Ausgleidis- 
forderungen erhalten. Ansprüche gegen solche Versicherungsanstalten 
sind noch nicht geregelt, obwohl nach allgemeiner Rechtsau ffassung 
die in der sowjetischen Besatzungszone aufgehobenen und enteigneten 
öffentlich-rechtlichen Lebcnsversicherungsanstaken in der Bundes- 
republik als Rechtspersönlichkeiten fortbestehen. 

Versichcrungsunternehmen mit früherem Sitz in der sowjetischen 
Besatzungszone, die am Währungsstichtag weder Sitz nocli I laupt- 
verwaltung im Währungsgebiet hatten, können nach herrsdiendcr 
Ansicht Ausgleichstorderungen in Anspruch nehmen, wenn sie Ver- 
mögenswerte in der Bundesrepublik besitzen und hier Verblndlidi- 
keiten aus Versicherungsverträgen zu erfüllen haben. 

Die öffentlich-rechtlidien Lebeiisverslcherungsanstalten der sowje- 
tischen Besatzungszone hatten am Währungsstichtag eine Haupt- 
verwaltung im Währungsgebiet. Als solche ist der Verband öffent- 
licher Lebens Versicherungsanstalten in Deutschland in Düsseldorf 
anzusehen. 

Bei dieser Rcdttslage fragen wir die Bundesregierung, 

weldic Maßnahmen sie zu ergreifen gedenkt, um Im Sinne der 
Rechtsgleichheit den öffentlich-rechtlichen Lebensversicherungsan- 
sraken der sowjetischen Besatzungszone die Möglichkeit zu geben, 


Druck; Buchdruckerei Peter Meier, Bulsdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger. Bad Godesberg, Rheinallee 20 
Telefon 3551 



durch einen seitens der Versichcrungsaufslchtsbeliörden zu bestellen- 
den Sonderbeauftragten die Abwicklung bestehender Verbindlich- 
keiten aus im Bundesgebiet nicht ent eigneten! Vermögen und zuzu- 
teilenden Ausgleich sfordernngen durchzu führen. 


Bonn, den 3. Juli 1957 
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